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Pandemiepolitik
Auch im November hält die Covid19-Pandemie Politik und Bevölkerung in Atem. Nachdem die absoluten Neuinfektionen seit Oktober in Deutschland, England, Frankreich, Italien und weiteren europäischen Staaten wieder exponentiell gestiegen sind, haben einige Länder wieder Kontaktbeschränkungen und andere Maßnahmen eingeleitet. Die Härte dieser Maßnahmen variiert stark: 
Schweden, das bereits im Frühjahr keine großen Beschränkungen einführte, sondern an die Vernunft der Bürger appellierte, fährt diese Linie weiter. Während dies im Sommer tatsächlich keine fatalen Folgen hatte, ist die „zweite Welle“ umso härter. Viele Krankenhäuser sind ausgelastet und die Neuinfektionen steigen stark an. Inzwischen spricht Regierungschef Stefan Löfvén von einer „sehr, sehr ernsten Situation“; nun leitet auch Schweden gewisse, wenn auch vergleichsweise leichte Maßnahmen ein. Spanien ist ein Sonderfall, denn hier sind die Neuinfektionen bereits im Sommer gestiegen und nun seit Beginn des Monats am Sinken. Allerdings befindet sich das Land auch im Ausnahmezustand und strenge Maßnahmen, wie zum Beispiel die Abriegelung einiger Regionen, greifen. Ab dem 17. November hat Österreichs Kanzler Kurz den „harten Lockdown“ verkündet. Allerdings sank die Anzahl der Neuinfektionen dort bereits zuvor und es ist zu früh, um ein Fazit diesbezüglich zu ziehen. 
Deutschland hat derweil einen sogenannten „Lockdown-Light“ beschlossen, welcher zwar die Schließungen vieler Gastronomiebetriebe und Freizeiteinrichtungen beinhaltet, allerdings wird kritisiert, dass dies lediglich kleinen Unternehmen, der Kulturbranche und dem Einzelhandel schadet, aber die „zweite Welle“ keineswegs aufhalten wird. Zudem bleiben Schulen geöffnet. Einige sehen das Risiko eher im privaten Bereich, wie der SPD-Politiker Karl Lauterbach, der mit einer umstrittenen Aussage für Empörung sorgte. So sagte er: „Die Unverletzbarkeit der Wohnung darf kein Argument mehr für ausbleibende Kontrollen sein.“ Die Opposition, insbesondere die AfD und viele andere Kritiker nahmen dies als Grund, um Lauterbach und die Regierung zu bezichtigen, die Unverletzbarkeit der Wohnung zu missachten. Allerdings darf man Lauterbachs Aussage nicht außerhalb des Kontexts betrachten; des Weiteren stellte dieser später klar, dass er keine wahllosen Kontrollen in privaten Wohnungen fordert, sondern die Bürger keine unverantwortlichen Feiern im Privatraum organisieren sollten. 
Außerdem hat der Beschluss eines umstrittenen neuen Infektionsschutzgesetzes weitere Demonstrationen verursacht. Dies entbehrt nicht einer gewissen Ironie, denn das Gesetz will die Maßnahmen der Regierung stärker gesetzlich verankern und macht es so schwieriger, Demonstrationen gegen die Reglementierungen zu verhindern. 
Etwas Hoffnung brachte derweil die Ankündigung eines Impfstoffes der Mainzer Firma Biontech. Dieser soll eine Wirksamkeit von 90% haben, was im Vergleich zum Grippeimpfstoff (50-60%) sehr hoch ist. Da allerdings bisher nur wenige Tests durchgeführt wurden und der Impfstoff in sehr schneller Zeit entwickelt wurde, sind viele bisher skeptisch – die Bereitschaft der Deutschen beispielsweise, sich impfen zu lassen, ist auf unter 60% gesunken. 
Gegen wirtschaftliche Verluste in den Mitgliedsländern, hatte die EU Corona-Hilfsgelder ausschütten wollen. Doch nun stellen sich mit Ungarn und Polen zwei Länder quer. Zunächst einmal mag dies verwundern, denn die beiden Länder, insbesondere Polen, profitieren sehr stark von allen Geldern der EU und wurden auch von der Pandemie schwer getroffen. Viel mehr versuchen die beiden rechtsgerichteten Staaten damit politische Ziele durchzusetzen, denn Ungarn und Polen lehnen das Rechtsstaatsprinzip offen ab, obwohl es in der EU verpflichtend ist – es würde die Demokratie untergraben, behauptete man. Durch ihr Veto konnten die beiden osteuropäischen Länder die Ausschüttung der Gelder bisher verhindern, obwohl viele Staaten Hilfe jetzt dringend nötig hätten. Schon häufiger hatten sich Ungarn und Polen verweigert – etwa bei der Aufnahme von Flüchtlingen. Viele, unter anderem SPD-Politiker Martin Schulz, sind der Ansicht, dass ein solches Verhalten inakzeptabel ist und man nun hart bleiben muss und auf keinen Fall nachgeben darf. 
Inwieweit die neuesten Maßnahmen helfen, welche Strategien sich hervortun werden und ob Ungarn und Polen die Ausschüttung der Hilfsgelder tatsächlich verhindern werden können, wird man wohl erst in einigen Wochen sagen können. 
Terror in Westeuropa
Direkt zu Beginn des Monats erschüttern zwei islamistisch motivierte Terroranschläge Europa. Ein junger Mann erschoss am Abend des 2. Novembers in Wien 4 Menschen und in Nizza erstach ein weiterer Attentäter drei Besucher eines katholischen Gottesdienst. Im Laufe der Ermittlungen kamen Details über den Wiener Attentäter ans Licht, die nahe legen, dass er in einem europaweiten Terrornetzwerk aktiv war. Solche Personen sind häufig über Chatgruppen verbunden und radikalisieren sich durch islamistische Prediger oder Propaganda des sogenannten „Islamischen Staates“ (IS). Dieser ist militärisch zwar bereits geschlagen, erhält aber vor Allem in Europa immer noch Zulauf von vielen Muslimen – häufig junge Erwachsene oder sogar Teenager mit Migrationshintergrund, die sich als Muslima in einer europäischen Gesellschaft nicht angenommen fühlen. Ein großer Faktor für die Widererstarkung des IS scheint also misslungene Integration zu sein. Kanzler Kurz verurteilte das Attentat schwer und beschloss umgehend Maßnahmen. Es folgten zahlreiche Razzien bei Islamisten, aber auch Moscheen und islamischen Vereinen. Vor Allem hatte man es auf die sogenannte Muslimbruderschaft abgesehen. Diese ist ein islamisches Netzwerk, das sich teils fundamentalistisch äußerte und radikale Inhalte predigt, so zum Beispiel Selbstmordattentate unterstützt. Mit Mouhanad Khorchide sprach sich ein Muslim, Leiter des Zentrums für Islamische Theologie der Universität Münster, gegen die „Bruderschaft“ aus. Er fürchtet nicht nur gewalttätigen Extremismus, sondern auch den „politischen Islam“. 
Der Anschlag in Frankreich hat wesentlich politischere Hintergründe: Er kann als Folge einiger Drohungen und Auseinandersetzungen muslimischer Länder mit Frankreich gesehen werden, die durch eine Reihe als islamfeindlich gewertete Mohammed-Karikaturen entfacht wurden. Präsident Macron zeigte sich bestürzt und rief die höchste Terror-Warnstufe aus, betonte aber auch, dass man keineswegs „klein beigeben“ werde im Streit mit muslimischen Länder um die eigenen Werte. Während viele andere Länder sofort ihr Beileid bekundeten, kam eine Reaktion der Türkei erst wenige Tage später. 
Außerdem erinnerte der Terrorakt in Nizza an die Anschlagserie 2015 in Paris, denn wenige Tage später lag diese 5 Jahre zurück. 
Reaktionen auf die US-Wahl
Die Präsidentschaftswahl in den USA ist auch für Europa wichtig, denn die Vereinigten Staaten sind ein wichtiger militärischer Verbündeter und Handelspartner. Während unter dem ehemaligen Präsident Donald Trump größer werdende Spannungen vor Allem den Handel durch Strafzölle oder Ähnliches belasteten, hoffen viele auf eine Besserung mit dem neuen Präsident Joe Biden. Experten gehen allerdings davon aus, dass sich effektiv nicht viel an der Politik der USA ändern wird – auch Joe Biden steht für ein „America first“. Allerdings könnte sich durchaus der Ton ändern; Präsident Donald Trump war für direkte, teils unverschämte Aussagen bekannt und log sogar zahllose Male, was sich im Wahlkampf wieder zeigte. Präsident Biden könnte hier für eine gewisse Entspannung sorgen. Das sich auch im eigenen Land die Fronten beruhigen (es wurde zuvor bereits von „bürgerkriegsähnlichen Zuständen“ gesprochen), hoffen viele Amerikaner. Einige Tage nach der Wahl stand das Ergebnis für die Medien fest und die ersten Staatschef gratulierten Joe Biden, während Donald Trump darauf beharrte, dass er der eigentliche Sieger sei und bei der Wahl betrogen worden war. Tatsächlich kam aus einigen Staaten auch zunächst keine Reaktion, so zum Beispiel aus Polen, was darauf schließen lässt, dass sie auf einen Sieg des amtierenden Präsidenten hoffen. Die meisten westeuropäischen Staaten reagierten allerdings rasch und gratulierten dem Wahlsieger – teils deutlich enthusiastischer als vor 4 Jahren Präsident Donald Trump. 
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